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Entschließungsantrag 
der Abgeordneten Dr. Julia Verlinden, Oliver Krischer, Kerstin Andreae,  
Annalena Baerbock, Katharina Dröge, Dr. Thomas Gambke, Dieter Janecek,  
Bärbel Höhn, Sylvia Kotting-Uhl, Christian Kühn (Tübingen), Steffi Lemke,  
Peter Meiwald, Harald Ebner, Britta Haßelmann, Matthias Gastel, Stephan  
Kühn (Dresden), Nicole Maisch, Friedrich Ostendorff, Markus Tressel,  
Dr. Valerie Wilms und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

zu der dritten Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 
– Drucksachen 18/4683, 18/4968 – 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung  
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes  

Der Deutsche Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Besondere Ausgleichsregelung (BesAR) im Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG) dient dazu, stromintensive Unternehmen im internationalen Wettbewerb 
von der EEG-Umlage zu entlasten. Ein Großteil der begünstigten Unternehmen 
zahlt lediglich eine Umlage von 0,05 Cent/kWh. Diese Regelung ist grundsätzlich 
sinnvoll, sie muss aber zielgenau eingesetzt werden, um die Mehrosten für nicht-
privilegierte Stromkunden auf ein vertretbares Maß zu begrenzen. Dies ist seit 
Jahren nicht der Fall. So verursacht die ausufernde Nutzung der Besonderen Aus-
gleichsregelung (BesAR) inzwischen Mehrkosten von knapp 5 Mrd. Euro jähr-
lich, die vor allem von Haushaltskunden und Mittelstand aufgebracht werden 
müssen.  
Bereits im Jahr 2012 wurden die Schwellenwerte für die Inanspruchnahme der 
BesAR deutlich gesenkt, so dass beispielsweise auch Großbäckereien und Hähn-
chenmastanlagen nur noch eine stark verringerte EEG-Umlage zahlen müssen, die 
nicht primär der eigentlichen Zielsetzung – stromintensive Unternehmen im in-
ternationalen Wettbewerb zu entlasten – entsprechen. Bei der letzten Novelle im 
Jahr 2014 wurde die BesAR dann weitgehend neu geregelt – ursprünglich mit 
dem Ziel, den Kreis der begünstigten Unternehmen einzuschränken. Doch das 
Gegenteil wurde erreicht.  
Durch die Novelle sind 219 Branchen berechtigt, Anträge auf einen Teilerlass der 
EEG-Umlage zu stellen. Das sind über 90 Prozent des produzierenden Gewerbes. 
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Viele dieser Betriebe stehen nicht im internationalen Wettbewerb, wie zum Bei-
spiel der Braunkohletagebau. Jetzt soll die Liste um weitere zwei Branchen er-
weitert werden. Dann blieben lediglich 25 Branchen des produzierenden Gewer-
bes übrig, die die BesAR im EEG nicht in Anspruch nehmen können.  
Im Sinne einer gerechten Lastenverteilung ist eine weitere Ausdehnung der 
BesAR nicht hinnehmbar. Von der BesAR sollen nur Unternehmen profitieren, 
die wirklich im internationalen Wettbewerb stehen. Hierzu bietet die EU-Liste zur 
Kompensation der CO2-Preise für stromintensive Unternehmen eine gute Orien-
tierung, welche 15 Branchen umfasst, die tatsächlich besonders energieintensiv 
sind und im internationalen Wettbewerb stehen. 
Der Deutsche Bundestag stellt dessen ungeachtet einen hohen Novellierungsbe-
darf des EEG fest. Dies betrifft insbesondere die Regelungen zur Solarenergie. 
Dringender Handlungsbedarf ergibt sich vor allem aus der katastrophalen Markt-
entwicklung. In den letzten zwölf Monaten ist der Ausbau der Photovoltaik (PV) 
zusammengebrochen und erreichte  nur noch rund 1.800 Megawatt (MW) instal-
lierte Leistung. Dabei hat sich die Entwicklung in den letzten sechs Monaten wei-
ter verschärft, so dass von einem weiteren Rückgang der Zubaurate auszugehen 
ist. Folglich wird der ohnehin viel zu niedrige Deckel des EEG absehbar weit 
unterschritten. Der Einbruch ist die direkte Folge der von der Regierungskoalition 
im Sommer 2014 durchgesetzten „Sonnensteuer“, also der Teilerhebung der 
EEG-Umlage auf selbst erzeugten Eigenstrom aus Solaranlagen. 
Des Weiteren ist die geltende Begrenzung auf durchschnittlich 2.500 MW Zubau 
PV-Leistung pro Jahr und eine Obergrenze von 52 Gigawatt installierter Leistung 
angesichts der Energie- und Klimaziele widersinnig. Für die Erreichung der Kli-
maschutzziele ist im Strommix ein höherer Anteil an Solarstrom unerlässlich. 
Auch aus Kostengründen ist die Deckelung der Photovoltaik nicht zu rechtferti-
gen. Denn sie ist durch die von Beginn an im EEG angelegte Degression inzwi-
schen zu einer der günstigsten Formen der regenerativen Energieerzeugung ge-
worden und liegt inzwischen unter der Vergütung von Windenergieanlagen auf 
See und etwa auf gleicher Höhe mit der Windenergie an Land. 
Auch im Hinblick auf die Umstellung der Vergütungsfestsetzung auf Ausschrei-
bungssysteme zeigt sich Korrekturbedarf. Bereits die erste Ausschreibungsrunde 
für PV-Freiflächenanlagen im Rahmen des Pilotprojekts hat gezeigt, dass Aus-
schreibungen den Ausbau der erneuerbaren Energien weder einfacher noch billi-
ger machen. Die Kosten für eine Kilowattstunde Solarstrom liegen am Ende sogar 
über dem Niveau der bisher geltenden EEG-Vergütung. Die im EEG verankerte 
automatische Ausweitung der Ausschreibung auf alle erneuerbaren Energien 
sollte folglich so nicht umgesetzt werden. Vielmehr muss die Regierung passende 
Regelungen für die einzelnen Technologien und Projektgrößen schaffen. Ziel 
muss es dabei sein, dass sich vor allem die vielen engagierten Bürgerinnen und 
Bürger weiterhin am Aufbau einer sauberen Stromerzeugung beteiligen. Dazu 
sollte die Regierung alle Spielräume nutzen, die die EU-Vorgaben lassen. 
Und schließlich führen die noch bis Dezember 2015 geltenden EU-Importzölle 
für PV-Module dazu, dass der Preis für in Europa gefertigte Solaranlagen ober-
halb des Weltmarktpreises liegt und sich die Exportmöglichkeiten auch für deut-
sche Hersteller verschlechtern.  
Auch im Bereich der Direktvermarktung von Grünstrom besteht Handlungsbe-
darf. Die EEG-Novelle von 2014 hat durch die ersatzlose Streichung des Grün-
stromprivilegs dazu geführt, dass Ökostrom aus deutschen EEG-Anlagen nicht 
mehr als Ökostrom verkauft werden kann. Inzwischen liegen mehrere kostenneu-
trale Vorschläge vor, wie dieses Problem behoben werden kann. Die Vermarktung 
von Ökostrom ist dabei unter zwei Gesichtspunkten besonders wichtig. Erstens 
fördert die Möglichkeit für Bürgerinnen und Bürger, Strom aus Anlagen aus ihrer 
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Umgebung zu beziehen die Akzeptanz für die Energiewende und zweitens fördert 
ein gut konzipiertes Ökostrom-Vermarktungsmodell die Integration der erneuer-
baren Energien in das Stromsystem. Davon sollten auch Modelle zur Stromver-
sorgung von Mietshäusern mit Solaranlagen („Mieterstrom“) profitieren. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. die EEG-Kosten für Haushaltskunden und Mittelstand zu senken, indem der 
Kreis privilegierter Unternehmen eingeschränkt wird; dies soll durch eine 
Regelung, analog zur EU-Strompreiskompensationsrichtlinie erfolgen, bei 
der nur noch tatsächlich stromintensive Unternehmen, die im internationalen 
Wettbewerb stehen, begünstigt werden; 

2. die angestrebte jährliche Zubaumenge für die Photovoltaik auf 5.000 Mega-
watt installierte Leistung netto anzuheben; 

3. den Ausbaudeckel von 52 Gigawatt bei der Photovoltaik aufzuheben; 

4. die Eigenstromreglung im EEG nach Klimaschutzgesichtspunkten auszu-
richten und dazu 

 Eigenstrom aus erneuerbaren Energien sowie aus hocheffizienter Kraft-
Wärme-Kopplung (KWK) wieder von der EEG-Umlage zu befreien; 

 so genannte „Mieterstrommodelle“, bei denen die lokale Versorgung von 
Mietshäusern mit umweltfreundlichem Strom z. B. aus Solaranlagen 
ohne Inanspruchnahme des öffentlich Stromnetzes erfolgt, dem Eigen-
strom aus erneuerbaren Energien und KWK gleichzustellen und ebenfalls 
von der EEG-Umlage zu befreien; 

 den Eigenstromverbrauch konventioneller Kraftwerke dagegen grund-
sätzlich mit der EEG-Umlage voll zu belasten; 

5. unverzüglich eine Regelung zur Einführung eines neuen Ökostrom-Ver-
marktungsmodells umzusetzen, die es möglich macht, Ökostrom aus deut-
schen EEG-Anlagen als ausgewiesenen Ökostrom direkt an Endkunden zu 
vermarkten; 

6. die im EEG verankerte automatische Einführung von Ausschreibungsmodel-
len für alle Ökostrom-Technologien ab 2017 so nicht umzusetzen und statt-
dessen die Spielräume des EU-Beihilferechts auszuschöpfen, um die Ak-
teursvielfalt beim Ökostromausbau auch weiterhin zu sichern. Die Freiflä-
chen-PV-Pilotvorhaben sind nach Abschluss des Pilotprojektes einer gründ-
lichen Bewertung unter Einbeziehung von Bundestag und Bundesrat zu un-
terziehen; 

7. sich auf europäischer Ebene für das Auslaufen der EU-Importzölle auf So-
larmodule zum Dezember 2015 einzusetzen. 

Berlin, den 19. Mai 2015 

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion 
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